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EINE PERVERSE 
DREIECKSBEZIEHUNG
INTERVIEW MIT PEDRO FARO ÜBER DIE HINTERGRÜNDE IM FALL DER MEHR ALS 
5.000 VERTRIEBENEN IM MEXIKANISCHEN BUNDESSTAAT CHIAPAS

Seit Jahrzehnten schwelt im südmexikani-
schen Bundesstaat Chiapas ein Landkonflikt,
 der Ende letzten Jahres eskalierte und tausen-
de Indigene zur Flucht in die Berge zwang 
(siehe LN 523). Mittlerweile sind viele Fami-
lien zurückgekehrt, doch die Lage ist weiter-
hin kritisch. Die LN sprachen mit Pedro Faro 
vom Menschenrechtszentrum Frayba über die
 Hintergründe der Auseinandersetzungen und
 die aktuelle Situation in den Gemeinden. 

Hunderte Familien sind im November aus ih-
ren Gemeinden geflohen, nachdem im Okto-
ber ein Bewohner Chalchihuitáns im Grenz -
gebiet zu Chenalhó erschossen wurde. Worum
 geht es bei diesem Konflikt?
Chalchihuitán und Chenalhó sind zwei Muni-
zipien in Chiapas. Bis zur Landreform 1973 gab
 es Vereinbarungen über die Grenze zwischen 
den Gemeinden, die von allen respektiert wur-
den. Mit der Landreform wurde der Grenzver-
lauf zwischen den beiden Munizipien jedoch 
neu geregelt, wonach sich die beiden Munizi-
pien im Grenzgebiet überlappen. So erheben 
beide Anspruch auf dasselbe Gebiet. Daraus 
entstand ein Konflikt, der jetzt schon 45 Jahre 
andauert. Die kritischste Zone, um die gestrit-
ten wird, umfasst etwa 265 Hektar. Zwar gab 
es immer wieder Lösungsversuche, aber es 
mangelte immer am politischen Willen, die 
Hintergründe zu klären.

Woran liegt das?
Im Verlauf dieser Geschichte gab es den zapa-
tistischen Aufstand 1994. Im Zuge der Auf-
standsbekämpfung zwischen 1994 und 2003 
wurden paramilitärische Gruppen geschaffen, 
also bewaffnete Gruppen, die von der Regie-
rung finanziert, trainiert und geschützt wer-
den. In dieser Zeit gab es eine ganze Serie von 

Zwangsvertreibungen und Gewalt in dieser 
Region. Die Erinnerungen daran sind in der Be-
völkerung noch immer sehr präsent. Nach 2003
 gab es zwar eine politische Veränderung, aber 
die paramilitärischen Gruppen wurden nie 
gänzlich untersucht oder entwaffnet.

Und heute agiert das Paramilitär in dem Kon-
flikt um das Grenzgebiet zwischen Chalchi-
huitán und Chenalhó?
Möglicherweise sind es dieselben Gruppen. Bei
 den Paramilitärs in den 1990er Jahren lassen 
sich die Verbindungen zu Militär und Polizei 
nachweisen. Heute ist das nicht so offensicht-
lich, deswegen sprechen wir von einer bewaff-
neten Gruppe. Was man sieht, ist jedoch die 
Unterstützung durch die Bürgermeisterin 
Chenalhós Rosa Pérez. Sie deckt die bewaffne-
te Gruppe, die für die Vertreibungen verant-
wortlich ist und die Regierung tut nichts 
dagegen.

Wie agiert diese bewaffnete Gruppe aus 
Chenalhó?
Sie hat zuerst die Zufahrtsstraße nach Chalchi-
huitán zerstört, so dass die Menschen nicht hi-
nein oder hinaus konnten. Sie waren einen 
Monat abgeschottet, der einzige Weg, Hilfe 
dorthin zu bringen, war eine sehr komplizier-
te neunstündige Fahrt über eine Schotterstraße.
 Ab Mitte November wurden die Menschen ver-
trieben. Wir wissen von 5023 Anwohner*innen,
 die hauptsächlich aus der Grenzzone zwischen
 Chalchihuitán und Chenalhó kommen. Diese 
Familien erinnern die Gewalt der 1990er Jahre 
und hatten Angst, von der bewaffneten Grup-
pe umgebracht zu werden, wie bei dem Massa-
ker von Acteal vor zwanzig Jahren, als 45 
Menschen brutal von Paramilitärs ermordet 
wurden. Die Mehrheit floh mit allem, was sie 
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mitnehmen konnte in die Berge, wo sie ihre 
Lager aufgeschlagen haben. Dort ist es zu die-
ser Jahreszeit sehr kalt und die Versorgungs-
lage war vor allem am Anfang sehr schlecht. Elf
 Menschen sind dort an Atemwegserkrankun-
gen und Durchfällen gestorben, die Mehrheit 
Kinder und ältere Menschen.

Wie hat die mexikanische Bundesregierung 
auf die Vorkommnisse reagiert?
Die Bundesregierung hat sehr spät reagiert und
 die Situation zunächst heruntergespielt. Erst 
wegen des öffentlichen Drucks wurde irgend-
wann humanitäre Hilfe für die Vertriebenen in
 den Camps organisiert. In diesem Bereich hat 
die Regierung noch am meisten geleistet. Ge-
gen die bewaffnete Gruppe konnte sie nichts 
ausrichten, die ist immer noch da und verbrei-
tet Terror unter der Bevölkerung. Niemand 
wurde festgenommen, niemand hat diejenigen
 entwaffnet, die unter der Duldung der drei 
Regierungsebenen handeln. Obwohl sie sich der
 Situation bewusst sind, gibt es keine juris-
tischen Ermittlungen und die Straflosigkeit hält
 an. Weil es sich um indigene Bevölkerung han-

delt, gibt es Geringschätzung, Diskriminierung
 und ein Desinteresse, diesen Fall zu verstehen.

Also es gibt auch Waffen in Chalchihuitán?
Darüber gibt es Gerüchte, aber was wir feststel-
len konnten, ist, dass die strategische, militä-
rische Aggression von Seiten Chenalhós kommt.
 Wenn es von Seiten Chalchihuitáns eine ent-
sprechende Reaktion mit Waffen gegeben hät-
te, glauben wir, dass es noch viel mehr Tote 
gegeben hätte. Es gibt Opfer auf beiden Seiten,
 auch in Chenalhó wurden mehrere hundert 
Menschen vertrieben. Diese Familien sind je-
doch meist bei Angehörigen untergekommen. 
Die Vertriebenen aus Chalchihuitán hingegen 
mussten in die Berge fliehen.

Anfang Januar ist ein Großteil der Vertriebe-
nen in die Gemeinden zurückgekehrt. Wie ist
 die Situation dort?
Die Rückkehr von 3800 Personen geschah un-
ter Druck der Regierung. Alle, die weiter als 
einen Kilometer von der Konfliktlinie entfernt 
leben, sollten zurückkehren. Man sagte ihnen, 
alles sei unter Kontrolle und sie sollten nach 
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ist Direktor des Menschenrechtszentrums Fray Bartolomé de las
 Casas in San Cristóbal de las Casas in Chiapas, Südmexiko. Er ist
 Jurist und arbeitet seit 14 Jahren für die Organisation. 

PEDRO FARO NAVARRO
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Hause gehen, um sich um ihr Vieh und ihre 
Ernte zu kümmern. Tatsächlich ist die Situati-
on aber gar nicht unter Kontrolle. Es wird 
weiterhin geschossen und die Menschen haben
 Angst. Von den staatlichen Hilfsorganen wird 
ihnen jedoch vermittelt, dass sie keine weitere
 humanitäre Hilfe zu erwarten haben. Die Ver-
treibung fiel in die Erntezeit, sodass viele Fa-
milien jetzt mit einer Nahrungsmittelknappheit
 konfrontiert sind. Viele sind nur zurückgekehrt,
 um das Mögliche zu retten. Die bewaffnete 
Gruppe hat ihren Aktionsradius derweil er-
weitert, sodass nun fünf weitere Gemeinden 
von nächtlichen Schüssen und Explosionen ter-
rorisiert werden. Die Familien haben schon an-
gekündigt, ebenfalls zu fliehen, sollte sich an 
dieser Situation nichts ändern. Das wären noch
 einmal etwa 2.000 Personen, die vertrieben 
würden.

Warum gibt es ein solches Ausmaß von Ge-
walt?
Die eine Erklärung ist der Landkonflikt, der 
durch die mexikanische Regierung geschaffen 
wurde. Die andere hat mit der Straflosigkeit von
 mehreren Jahrzehnten zu tun. Die Gruppe aus 
Chenalhó hat keine Konsequenzen zu befürch-
ten und kann ungehindert lokale Machthaber 
unterstützen. Eine dritte Erklärung besteht im 
hohen Aufkommen von Jade in dieser Region. 
Es ist eine Sorte Jade, die auf dem Weltmarkt 
sehr hoch gehandelt wird. Da geht es mögli-

cherweise um Interessen von Konzernen, die 
diesen Teil ausbeuten möchten. Eine weitere 
Erklärung ist, dass es sich um einen Weg von 
Narcos in der Region handelt. In der Grenzzo-
ne gibt es Drogen- und Waffenhandel. Das ha-
ben wir durch Zeugenaussagen belegt.

Und die Regierung hängt so tief mit drin, dass
 sie nichts dagegen unternimmt?
Seit einigen Jahrzehnten beobachten wir, wie 
sich die staatlichen Strukturen in Mexiko auf-
lösen. In vielen Regionen gibt es die perverse 
Dreiecksbeziehung zwischen Regierung, orga-
nisierter Kriminalität und Unternehmen. Diese
 Zusammenarbeit findet im Auftrag lokaler In-
teressen statt, als auch in Bezug auf Interes-
sen, die mit größeren Projekten, z.B. bei Mega -
projekten, in Verbindung stehen. Es gibt direkte
 Verbindungen zwischen den Parteien, dem or-
ganisierten Verbrechen und den Unternehmen.
 Das sehen wir auf der Mikroebene, zum Bei-
spiel im illegalen Gewerbe, im Bereich der Pro-
stitution oder dem Anbau von Marihuana. Diese
 Dinge sind heute viel sichtbarer als früher. Me-
xikos demokratisches System wird nicht stär-
ker, sondern immer weiter korrumpiert und 
pervertiert und hat Beziehungen zu allen Arten
 der organisierten Kriminalität: Drogenhandel, 
Menschenhandel, Zwangsprostitution, Waffen-
handel … Und zu den Unternehmen, die das Geld
 waschen, was von der Regierung kommt oder 
durch das organisierten Verbrechen generiert 

"Chalchihuitán braucht dich"   
Sachspendenaufruf für die 

Vertriebenen
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wird. Ayotzinapa ist ein Beispiel für diese Drei-
ecksbeziehung. Lange war so etwas vor allem 
im Norden und im Zentrum des Landes sicht-
bar, aber jetzt können wir solche Vorgänge auch
 hier im Süden deutlich erkennen und auch be-
weisen.

Wie sieht das im Fall von Chenalhó und Chal-
chihuitán aus?
Im Fall von Chenalhó ist klar, dass die bewaff-
nete Gruppe, die gegen die Bevölkerung von 
Chalchihuitán vorgeht, im Kontext lokaler 
Machtkämpfe von der aktuellen Bürgermeiste-
rin Rosa Pérez formiert und mit Waffen ausge-
stattet wurde und seitdem von ihr geschützt 
wird. Diese bewaffnete Gruppe steht vermut-
lich in direkter Verbindung zu einem Drogen-
kartell der Region. Die Regierung weiß das, 
unternimmt aber nichts. Und das, obwohl wir 
es seit Jahren mit einer Reihe von Morden und
 Vertreibungen durch diese Gruppe von Rosa 
Pérez zu tun haben. Als der öffentliche Druck 
im Fall der Vertreibungen größer wurde, wur-
de eine Sondereinsatztruppe aus Polizei und 
Militär gegründet. Dreimal hat sie versucht, 
nach Chenalhó zu kommen, jedes Mal wurde 
sie von der bewaffneten Gruppe daran gehin-
dert. Die staatlichen Kräfte, die solche Verbre-
chen bekämpfen sollen, haben hier gar keinen 
Effekt mehr. Der Konfrontation wird lieber aus
 dem Weg gegangen und der Rückzug angetreten.

Wie lässt sich der Konflikt sonst lösen?
Wir haben vorgeschlagen, dass die Autoritäten
 von Chalchihuitán und Chenalhó miteinander 
in Dialog treten könnten, auch mit ihren tradi-
tionellen Autoritäten. Aber nach den gewalttä-
tigen Aktionen von Chenalhó gibt es dafür 
gerade nicht mehr die Voraussetzungen. Wir 
fordern, dass während die Regierung die be-
waffnete Gruppe nicht auflösen kann, jene Per-
sonen verhaftet werden, die auf diese kriminelle
 Weise die Menschen terrorisieren. Solange das
 Gebiet in Chenalhó und Chalchihuitán nicht 
entwaffnet wird, wird die Situation der Angst 
und Gewalt anhalten und weitere Vertreibun-
gen provozieren.

Gibt es Druck aus dem Ausland?
Keinen, der bisher irgendeine Auswirkung auf 
das Handeln der Regierung gehabt hätte. Es gab
 Reaktionen von Solidaritätsnetzwerken aus 
Spanien und Italien, einige Journalisten aus den

USA – aber es ist schwierig, die mediale Mau-
er zu durchbrechen, denn der Staat berichtet, 
dass alles bereits unter Kontrolle sei, dass es 
ausreichend humanitäre Hilfe gäbe, dass Polizei
 und Militär vor Ort und somit alles in Ordnung
 sei. Das ist Teil ihres Diskurses, den sie sowohl
 national als auch international vorbringen. Wir
 haben versucht, dagegen zu argumentieren, 
aber das wird dann eher von alternativen Medi-
en berichtet und nicht von den großen, die vom
 Staat kontrolliert werden.
Es gab aber eine große Beteiligung an den Ur-
gent Actions (Unterschriften-Eilaktionen, An-
m. d. Red.) aus verschiedenen Ländern. Und wir
 glauben, dass das die Regierung schon beun-
ruhigt. Die Reputation Mexikos im Ausland. 
Solche Aktionen oder Proteste vor den mexika-
nischen Botschaften können es schaffen, etwas
 in der mexikanischen Regierung zu bewegen. 
Immerhin haben wir es geschafft, öffentlich 
klar zu machen, dass die Situation der Vertrie-
benen um einiges schlimmer war, als die 
Regierung es glauben machen wollte. Das hat 
dazu geführt, dass die humanitäre Hilfe aufge-
stockt und die Situation der Menschen etwas 
verbessert wurde. Aber es müssen all die Hin-
tergünde ans Licht, sonst wird sich kaum et-
was ändern.

Bei dem Ausmaß der Gewalt und den vielen 
undurchsichtigen Verstrickungen klingt eine
 umfassende Aufarbeitung nicht besonders 
wahrscheinlich ...
Beispiele wie Ayotzinapa, wo es es eine große 
internationale Aufmerksamkeit und sogar ei-
ne unabhängige Untersuchungskommission 
gab, lassen nicht viel Gutes hoffen. Nicht 
einmal in diesen Fällen reagiert der Staat. Wir 
denken, dass solche Konflikte trotz der 
Gewalt und des Schmerzes vielleicht aber zu 
alternativen Organsationsformen in den Ge-
meinden führen, um ihre Rechte zu verteidi-
gen. Dass die Menschen von Opfern zu 
Verteidigern werden und ein anderes Be-
wusststein für Kämpfe entsteht.

// Interview: Friederike Groll & 
Caroline Kassin




